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Dem neuen Vorstand der Kreisgruppe Fulda war es ein be-
sonderes Anliegen, sich mit seinen Pensionären über deren 
Wünsche, Nöte oder Ängste auszutauschen. In den vergan-
genen Monaten gab es immer öfter die Rückmeldung, dass 
die ehemaligen Kolleginnen und Kollegen kaum noch aktuelle 
Informationen bekommen würden und sich dadurch teilwei-
se ausgeschlossen fühlen. Aus diesem Grund veranstaltete 
das Team der Kreisgruppe einen Grillnachmittag und lud per 
Postkarte alle Ehemaligen ein. 

Viele folgten der Einladung und fanden den Weg zum Sport-
lerheim des TSV Neuenberg hinter der Bardoschule in Fulda.

Bei selbstgebackenem Kuchen, frischen Salaten und herzhaf-
tem Grillfleisch gab es spannende Gespräche. 

Bei Demonstrationen, Ausfahrten oder Versammlungen – auf 
unsere Pensionäre ist immer Verlass. Daher werden wir in Zu-
kunft diesen Austausch fortführen und weiterhin versuchen, 
aktuelle Informationen schnell und zuverlässig an all unsere 
Mitglieder zu übermitteln.

Und für jeden Verbesserungsvorschlag sind wir sehr dankbar!
Conny Jehnert

KASSE MUSS BESSERES HÖRGERÄT BEZAHLEN
Die gesetzliche Krankenkasse kann sich 
nur dann auf eine Festbetragsregelung 
berufen, wenn diese eine sachgerechte 
Versorgung des Versicherten ermög-
licht. Andernfalls muss sie die komplet-
ten Kosten für das erforderliche Hörge-
rät tragen.

Der Fall: 

Der Versicherte leidet an einer an Taub-
heit grenzenden Schwerhörigkeit. Nach 
einer Testphase empfahl ihm der Hör-
geräteakustiker ein Hörgerät für rund 
4900 €, mit dem er auch Telefonge-
spräche führen kann und zeigte dies 
der Krankenkasse an. Diese teilte dem 

Versicherten mit, dass sie den Festbe-
trag von rund 1200 € übernehme. Der 
Hörgeschädigte erwarb das teure Hör-
gerät. Seinen Antrag auf Erstattung des 
Differenzbetrages von ca. 3700 € lehnte 
die Krankenkasse ab. Die dagegen ge-
richtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: 

Die Krankenkasse muss den Differenz-
betrag erstatten. Die Versorgung mit 
Hörgeräten dient dem unmittelbaren 
Behinderungsausgleich. Insoweit gilt 
das Gebot eines möglichst weitgehen-
den Ausgleichs des Funktionsdefizits. 
Die Krankenkassen – wie auch die Ren-

tenversicherungsträger – bieten den 
hörgeschädigten Versicherten keine un-
abhängigen Beratungs- und Begutach-
tungsstellen.

Diese Aufgaben werden vielmehr an die 
Hörgeräteakustiker weitergereicht. Da-
her geht es zulasten der Krankenkasse, 
wenn sich im Gerichtsverfahren nicht 
mehr klären lässt, ob auch ein günsti-
geres Hörgerät einen möglichst weitge-
henden Ausgleich der Funktionsdefizite 
erzielt hätte.

Hessisches Landessozialgericht,
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